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Abstract

This article contains a reviewed model of language policy. Based on different research results, the author argues for a 
coherent language policy in the European Union as well as for the promotion of language policy as a field of its own 
right.  The initial  points are quotations from actually diverging stakeholders who are congruently stating that  there 
should be only one language for international  communication: English.  Subsequently,  the article shows that  this is 
already a fact in EU institutions and has extended onto national institutions. On the other hand it  presents a more 
differentiated way of interlingual communication using strategies, also referred to as mediation, like translation/inter-
pretation,  intercomprehension  and  machine  translation.  These  strategies  are  one  of  the  main  foci  of  the  newly 
established research project MIME.

Sommaire

Cet  article  présente  un  modèle  renouvelé  de  politique  linguistique.  Des  résultats  d’études  diverses  donnent  les 
arguments pour la nécessité d’une politique linguistique cohérentes dans l’Union européenne et une plus grande auto-
nomie de la politique linguistique en tant que sujet interdisciplinaire. Le base de la discussion est l’avis de représentants 
sociétaux  très  différents  qui  néanmoins  proposent  consensuellement  de  mener  la  communication  internationale  en 
Europe exclusivement en anglais. Quelques exemples montrent que c’est déjà la réalité dans les organe de l’UE et que 
cela se répand. Opposée à cet avis est une conception qui contient des formes communicatives plus differentiée, aussi 
appelée  “médiation”.  A  côté  de  l’anglais  comme  langue  véhiculaire  les  stratégies  de  traduction/interprétation, 
intercompréhension et traduction machinelle jouent un rôle. Ces formes sont au centre du nouveau projet MIME. 

Zusammenfassung

In diesem Artikel wird ein erneuertes Modell von Sprachenpolitik vorgestellt. Anhand verschiedener Untersuchungs-
ergebnisse wird begründet, warum eine kohärente Sprachenpolitik in der Europäischen Union notwendig ist und die 
Eigenständigkeit des interdisziplinären Fachs Sprachenpolitik gestärkt werden sollte. Grundlage für die Diskussion ist 
die  Auffassung  sehr  unterschiedlicher  gesellschaftlicher  Vertreter,  die  aber  übereinstimmend  vorschlagen,  die 
internationale Kommunikation in Europa ausschließlich auf English zu führen. An einigen Beispielen wird dargelegt, 
dass  in  den  Organen  der  EU bereits  Wirklichkeit  ist  und  sich  auf  andere  Bereiche  ausdehnt.  Dagegen  wird  eine 
Sichtweise gestellt, die differenziertere Kommunikationsformen, auch Mediation genannt, beinhaltet. Neben Englisch 
als Lingua franca spielen auch die anderen mehrsprachigen Strategien Übersetzen/Dolmetschen, Interkomprehension 
und maschinelle Übersetzung eine Rolle. Diese Formen stehen u.a. im Fokus des neuen Forschungsprojekts MIME.

Im Frühjahr 2013 sagte der Bundespräsident Joachim Gauck in einer Rede zur Europäischen Union: 
„Ich  bin  überzeugt,  dass  in  Europa  beides  nebeneinander  leben  kann:  die  Beheimatung  in  der 
eigenen Muttersprache und in ihrer Poesie und ein praktikables Englisch für alle Lebenslagen und 
Lebensalter“ (Gauck 2013). Dieses Zitat hat der Sozialphilosoph Phillipe van Parijs in das Vorwort 
der deutschen Übersetzung seines Buches „Sprachengerechtigkeit“ (van Parijs 2013) aufgenommen. 
Er schreibt darin: „Menschen, denen Gerechtigkeit am Herzen liegt, […] sollten es als ihre Pflicht 
verstehen, die Verbreitung des Englischen als Lingua franca in Europa zu fördern“ (van Parijs 2013: 
71).  Schließlich  wird  Maury Peiperl  von  der  wirtschaftsnahen  IMD-Akademie  folgendermaßen 
zitiert: „Für internationale Firmengruppen ist die Konzernsprache Englisch auch in lokalen Märkten 
selbstverständlich  geworden.  Um weltweit  erfolgreich  zu  sein,  sind  die  Transaktionskosten  für 
Mitarbeiter, die in einer anderen Sprache als Englisch kommunizieren, um einiges höher.“1

1 <http://content.alpha.ch/b2c/1-ratgeber-hr-informationen/4-wissen-weiterbildung/1_alpha-aktuell/englisch-
unternehmenssprache-unternehmenskultur/>, abgerufen am 22.08.2014.

http://content.alpha.ch/b2c/1-ratgeber-hr-informationen/4-wissen-weiterbildung/1_alpha-aktuell/englisch-unternehmenssprache-unternehmenskultur/
http://content.alpha.ch/b2c/1-ratgeber-hr-informationen/4-wissen-weiterbildung/1_alpha-aktuell/englisch-unternehmenssprache-unternehmenskultur/
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Prominente Personen sehr unterschiedlicher gesellschaftlicher Bereiche sind sich in dieser Frage 
einig.  Sowohl  ein  Vertreter  nationalstaatlicher  Interessen,  als  auch  ein  Sozialphilosoph und ein 
wirtschaftsnaher  Wissenschaftler  sind  der  Auffassung,  dass  es  für  die  von  ihnen  vertretenen 
Interessengruppen besser sei, wir Bürger der EU würden uns nur noch in einer bestimmten Lingua 
franca, Englisch, verständigen. Diese Einigkeit macht stutzig, da sie in vielen anderen Fragen der 
gesellschaftlichen  Entwicklung,  wie  etwa  der  Forderung  nach  einem  bedingungslosen 
Grundeinkommen durch van Parijs,  der Forderung nach staatlicher Verantwortung durch Gauck 
oder die Marktperspektive von Peiperls, nicht gegeben ist. Entweder haben sie alle Recht, was man 
als  einen  gesellschaftlichen  Riesenschritt  bewerten  müsste,  dem  die  oben  genannte  politische 
Einschätzung  aber  widerspräche.  Oder  es  ist  notwendig,  die  sprachenpolitische  Frage  der 
Sprachwahl  in  der  internationalen  Kommunikation  intensiver  zu  betrachten,  als  dies  im 
Allgemeinen bisher geschehen ist.

Ebenfalls vorab einige terminologische Festlegungen für diesen Beitrag. Unter Mehrsprachigkeit 
verstehe  ich  die  Fähigkeit  einer  Person,  aktive  und/oder  passive  Kompetenzen  in  mehreren 
Sprachen zu haben. Mehrsprachigkeit ist eine Eigenschaft von Individuen. Dem gegenüber steht der 
Ausdruck Vielsprachigkeit  oder in gleicher Bedeutung Sprachenvielfalt.  Sie ist eine Eigenschaft 
von  Gemeinschaften,  in  denen  mehr  als  eine  Sprache  verwendet  wird.  Demnach  ist  eine 
vielsprachige  Gesellschaft  denkbar,  die  keine  mehrsprachigen  Individuen  hat.  Mehrsprachige 
Personen konstituieren hingegen immer eine vielsprachige Gesellschaft (Kruse 2012).

Unter Lingua franca verstehe ich die Sprache, die für die interlinguale Kommunikation verwendet 
wird.  Damit  eine  Sprache  in  der  Funktion  als  Lingua  franca  verwendet  werden  kann,  müssen 
mindestens zwei Personen mit unterschiedlichen Mutter- oder Erstsprachen die Kommunikation in 
einer  dritten  Sprache  führen.  Ist  dabei  die  verwendete  Sprache  die  Muttersprache  keiner  der 
Personen,  handelt  es  sich um eine symmetrische  Lingua franca.  Wenn die  verwendete  Sprache 
hingegen die Muttersprache eines der Personen ist, handelt es sich um eine asymmetrische Lingua 
franca (Ammon 2012a).

Um zu der oben erwähnten intensiveren Betrachtung beizutragen, möchte ich ein Modell für eine 
internationale  Sprachenpolitik  anführen,  das  sich  etwas  von älteren  sprachpolitischen Modellen 
unterscheidet,  da  ich  nicht  von  der  nationalstaatlichen  Perspektive  auf  Mehr-  und 
Minderheitensprachen ausgehe,  sondern von einer internationalen.  Eine Politik,  die sich mit  der 
internationalen Verwendung und den internationalen Domänen einer Sprache beschäftigt, tut dies 
immer  im  Verhältnis  zu  anderen  Sprachen.  Daher  wähle  ich  in  Abgrenzung  dazu  den  Plural 
(Sprachenpolitik), wie schon Albert Raasch vor längerer Zeit eingefordert hat (Raasch 1999, s. a. 
Ammon 2001). Das folgende Modell von Sprachenpolitik enthält die traditionellen Kategorien der 
Sprachpolitik, oder auch Sprachplanung, und bettet sie in einen größeren Rahmen ein. Eine isolierte 
Betrachtung der Sprachplanung ohne diesen größeren internationalen Kontext halte ich vor allem 
im Zusammenhang mit der EU-Sprachenpolitik nicht für sinnvoll.  Es ist daher erstaunlich, dass 
Bernard Spolsky (2012: 3) Sprachenpolitik noch als „Regeln für die Sprachverwendung und die 
Sprachform  in  einem  Nationalstaat“  definiert.  Die  Hauptfrage  der  immer  interlingual  zu 
verstehenden Sprachenpolitik lautet in Anlehnung an einen Buchtitel von Joshua Fishman (1965): 
Wer spricht welche Sprache mit wem, wo, wann und warum?

Das Modell beruht auf den Arbeiten von Heinz Kloss (1969), Robert Cooper (1989), Björn Jernudd 
and Jiří  Nekvapil  (2012) und Bernard Spolsky (2009, 2012).  Spolsky schlägt vor,  die  üblichen 
Kategorien  der  Sprachplanung zugunsten  eines  dynamischeren  Prozesses  auszutauschen,  den er 
Sprachmanagement  nennt  (Spolsky 2009;  2012).  Er  weist  damit  darauf  hin,  dass  die  national 
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geprägte  Vorstellung einer  Planung sozialer  Strukturen nicht  realistisch  ist,  da die  aufgestellten 
Pläne  in  einer  demokratischen  und  pluralistischen  Gesellschaft  nicht  durchsetzbar  sind.  Aus 
heutiger internationaler Perspektive und unter Beachtung der Mobilität, die die Globalisierung mit 
sich gebracht  hat,  wird dieses Argument  noch weiter  verstärkt.  Die sprachliche Gestaltung von 
Kommunikationsräumen  entzieht  sich  immer  mehr  einer  zentralisierten  Kontrolle.  Dies  ist  am 
Beispiel der in vielen Bereichen erfolglosen Sprachenpolitik der EU in den letzten 35 Jahren gut 
ablesbar.  Jernudd und Nekvapil  (2012)  schlagen darüber  hinaus  vor,  weitere  Kategorien  in  ein 
Modell von Sprachenpolitik miteinzubeziehen: das tatsächlich stattfindende Sprachverhalten und 
die der  Politik  zugrunde liegende Ideologie.  Zusammengenommen lassen sich diese Begriffe  in 
folgendes Schema (Tabelle 1) übernehmen.

Die linke Seite der Tabelle enthält die Bezeichnungen für die jeweilige Kategorie. In der rechten 
Spalte sind beispielhaft einige Bereiche eingefügt, die zu der entsprechen Kategorie gezählt werden 
können.

SPRACHENPOLITIK BEREICHE

Sprachpraxis (Ecology) Individuelles und gemeinschaftliches 
Sprachwahlverhalten, Mehrsprachige Strategien, 
Wechselwirkungen von Sprachen

Sprachideologie (Ideology) Politische, historische, persönliche Einstellungen und 
Überzeugungen

Sprachmanagement (Agency) 
 Spracherwerbsmanagement Spracherwerb, Fremdsprachendidaktik
 Korpusmanagement Ausbau und Rückbau von Sprachen
 Statusmanagement Status von Sprachen, Diglossie

Tabelle 1: Sprachenpolitik und praktische Bereiche

Es ist  nun  möglich,  den  Kategorien  entsprechende  Bereiche  einer  internationalen  europäischen 
Sprachenpolitik zuzuordnen. Dabei zeigt sich, welche Schwerpunkte die EU-Sprachenpolitik bisher 
hat und welche Bereiche nicht im Zentrum stehen. Eine erfolgreiche Sprachenpolitik sollte dann 
möglich sein, wenn alle Kategorien in einem ausgeglichenen Verhältnis zueinanderstehen und nicht 
einzelne ganz ausgeklammert werden.

SPRACHENPOLITIK BEREICHE IN DER EU-SPRACHENPOLITIK

Sprachpraxis (Ecology) Englisch als erste/einzige Fremdsprache , EU-
Verfahrenssprachen, EU-Förderprogramme 

Sprachideologie (Ideology) Gleichberechtigung aller Amts- und Arbeitssprachen 
der EU, auch als Fremdsprachen

Sprachmanagement (Agency) 

 
Spracherwerbsmanagement Mehrsprachigkeit

(Muttersprache + 2) 

 
Korpusmanagement “European Englishes“ (z. B. The Vienna-Oxford 

International Corpus of English (Voice)

 Statusmanagement Sprachenvielfalt, Minderheitensprachen

Tabelle 2: Sprachenpolitik und Anwendungsbereiche in der EU
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Die wesentlichen Bereiche der EU-Sprachenpolitik (in der Tabelle fett gedruckt) liegen bisher in der 
Förderung  der  Mehrsprachigkeit  (Muttersprache  plus  2)  (Kruse  2012),  dem  Schutz  der 
Sprachenvielfalt  durch  die  Gründungsverträge  und  dem  Schutz  von  Minderheitensprachen 
insbesondere durch die Charta zum Schutz der Regional- und Minderheitensprachen. Der Bereich 
Korpusplanung spielt indes keine erkennbare Rolle, aber vielleicht noch entscheidender, auch nicht 
der Bereich „Ecology“,  die tatsächliche Verwendung von Sprachen. Dabei handelt  es sich unter 
anderem um die  Minderheitensprachen  der  Einwanderer,  aber  auch  um die  Verwendung  einer 
(asymmetrischen)  Lingua  franca:  Englisch.  Die  Nutzung  des  Englischen  reicht  weit  über  die 
Vorstellung der EU hinaus (Kruse/Ammon 2013, Schloßmacher 1997) und dringt dabei in Bereiche 
ein, die sogar ausschließlich Nationalsprachen vorbehalten waren, wie in Universitäten (Ammon 
1998) und die parlamentarische Praxis (Kruse 2012). Diese Beispiele verdeutlichen eine Diskrepanz 
zwischen Strategie  und Praxis  in  der  Politik  und möglicherweise  auch  ein  nicht  ausreichendes 
Interesse  an  einer  kohärenten  Sprachenpolitik.  Dies  zeigt  der  Abstieg  des  Ressorts  von  einem 
eigenen Kommissariat für Mehrsprachigkeit in der Barroso-I-Kommission, in der es dem Bereich 
Bildung, Kultur, Mehrsprachigkeit und Jugend der zypriotischen Kommissarin Androulla Vassiliou 
zugeordnet wurde und dort zuletzt nicht sehr im Fokus stand. Die neue Kommission unter ihrem 
Präsidenten Jean-Claude Juncker war zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieses Beitrags noch nicht 
bekannt.  Untersuchungen,  die  an  der  Universität  Duisburg-Essen  im  Rahmen  des  Forschungs-
projekts DYLAN vorgenommen wurden, zeigen ebenfalls, dass der Sprachgebrauch in der EU ihrer 
Sprachenvielfalt nicht entspricht.

Ich  möchte  das  an  zwei  Beispielen  verdeutlichen.  Nach  eigener  Angabe  sind  die  meisten 
Kommissare und Kommissarinnen in der Lage, zwei bis drei Fremdsprachen flüssig zu beherrschen 
(Kruse/Ammon  2013).  Dabei  fällt  allerdings  auf,  dass  es  keinen  Fall  gibt,  in  dem  Deutsch 
beherrscht wird, ohne dass auch Französisch beherrscht wird. Französisch wird hingegen ebenfalls 
von beinahe allen KommissarInnen beherrscht, aber nur in ungefähr genauso vielen Fällen auch als 
Fremdsprache verwendet wie Deutsch. Bei Pressekonferenzen wird in den allermeisten Fällen sogar 
weder die jeweilige Muttersprachen noch eine andere bekannte Fremdsprache als Englisch in der 
Funktion als Lingua franca gewählt. Die besseren Kompetenzzahlen für Französisch scheinen sich 
daher nicht im selben Verhältnis auf die tatsächliche Sprachwahl auszuwirken. Dies bestätigt die 
Aussagen  von  EU-BeamtInnen  und  EU-Abgeordneten,  demzufolge  bei  der  Sprachwahl  prag-
matische Gründe vor ideologischen oder Kompetenzgründen rangieren (Ammon/Wimmers 2008).
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Tabelle 3: Sprachwahl bei 140 Pressekonferenzen von EU-KommissarInnen 
im Zeitraum Januar bis Juni 2010 (Kruse /Ammon 2013)

Die Tabelle zeigt,  dass Englisch in 80% aller untersuchten Konferenzbeiträge verwendet wurde. 
Wenn sich die KommissarInnen einer Fremdsprache bedient haben, wählten sie in 88% aller Fälle 
Englisch, in 9% Französisch und in 3% Spanisch. Deutsch und Italienisch werden als Fremdsprache 
nicht verwendet. Die Verwendung des Spanischen als Zweit- oder Fremdsprache in relativ vielen 
Fällen  liegt  möglicherweise  daran,  dass  im  Zeitraum  der  Erhebung  Spanien  den  Ratsvorsitz 
innehatte.  Da solche  Pressekonferenzen in  der  Regel  im Anschluss  an  Verhandlungen gegeben 
werden, ist anzunehmen, dass für die Konferenz häufig die Verhandlungssprache verwendet wird. 
Die Sprachwahl erfolgt also pragmatisch, da die zuvor verwendete Sprache nicht gewechselt wird. 
Grundsätzlich steht nach Aussage der Generaldirektion für Pressekonferenzen von KommissarInnen 
der  gesamte  Dolmetscherapparat  der  Generaldirektion  Dolmetschen  zur  Verfügung,  und  eine 
Beschränkung  wird  nur  durch  die  Architektur,  d.h.  die  Zahl  der  damals  21  verfügbaren 
Dolmetschkabinen in der Pressekonferenz der Kommission notwendig.

Dies dokumentiert die besondere Stellung des Englischen nicht nur in Kommunikationssituationen, 
in denen Englisch in der Funktion als Lingua franca vermeintlich die beste Kommunikationsform 
ist  (in  der  Terminologie  des  2014  gegründeten  und  von  der  EU-Kommission  finanzierten 
Forschungsprojekts MIME2 auch „Mediation“ genannt). Auch in der Darstellung nach außen wird 
Englisch, trotz umfangreicher Dolmetschangebote, in der Regel genutzt. Die Beiträge auf Englisch 
müssen  dann  auch  von  denen  richtig  verstanden  werden,  die  keine  Dolmetscher  sind. 
Wahrscheinlich wird davon ausgegangen, dass in Brüssel arbeitende Journalisten über ausreichende 
Sprachkenntnisse  verfügen  und  sie  die  Übersetzungsleistung  übernehmen,  solange  sich  in  den 
Mitgliedstaaten noch keine englischsprachigen Medien durchgesetzt haben. 

Ein  sprachenpolitischer  Blick  auf  die  relativ  neuen  EU-Institutionen  Europäischer  Auswärtiger 
Dienst (EAD) und Europäischer Finanz- und Stabilitätsfonds (EFSF), die beide nicht mehr direkt 
der Kommission zugeordnet sind und daher auch nicht der inoffiziellen Dreisprachenregelung der 
2 MIME ist das Akronym für „Mobilität und Inklusion in einem vielsprachigen Europa“ (www.mime-project.org). 

Zum  Teilbereich  Mediation  zählen  hier  neben  Lingua  franca  auch  Übersetzen  und  Dolmetschen, 
Interkomprehension und maschinelle Übersetzung.

http://www.mime-project.org/
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Kommission  entsprechen  müssen,  bestätigt  die  Tendenz  der  EU  hin  zu  einer  einsprachigen 
Wirklichkeit  (Ammon  2012:  585).  Der  EAD  hat  zwei  offizielle  Sprachen,  Englisch  und 
Französisch, und es ist nur möglich, sich in diesen Sprachen auf eine Position in diesem Dienst zu 
bewerben.  Beim  EFSF  gilt  sogar  ein  einsprachig  englisches  Regime,  obwohl  sein  Sitz  in 
Deutschland ist und der Vorsitz dem Deutschen Klaus Regling zugewiesen wurde. Man muss davon 
ausgehen, dass diese Entwicklung bei der weiteren Ausgestaltung der EU fortgesetzt wird, sollte 
sich die Sprachenpolitik der Gemeinschaft nicht ändern.

Schließlich  zeigt  eine  Umfrageerhebung  unter  den  Abgeordneten  des  Deutschen  Bundestags, 
welche Folgen die Einsprachigkeit in den EU-Institutionen auf die demokratische Verfasstheit der 
Mitgliedstaaten  haben  kann  (Kruse  2013,  Ammon/Kruse  2013).  Die  Abgeordneten  in  den 
Fachausschüssen  des  Bundestags  erhalten  eine  erhebliche  Menge  an  Dokumenten,  die  für  eine 
gemeinsame europäische  Politik  und die  Vorbereitung von Ratifizierungen  notwendig  sind,  auf 
Englisch. In den Jahren 2011/2012 handelte es sich dabei um 43 % aller so genannten EU-Vorlagen 
an den Europaausschuss.  Etwa einem Drittel  der befragten Mitglieder des Bundestags entgehen 
dabei relevante Inhalte (s. Tabelle 4). Das ist nicht weiter verwunderlich, denn zum einem handelt 
es sich dabei um umfangreiche Fachtexte und zum anderen sind Fremdsprachenkenntnisse keine 
Voraussetzung für die Übernahme eines Mandats. Doch auch wenn die Texte von den Abgeordneten 
bearbeitet werden („Man wurschtelt sich so durch“, sagte ein MdB), ist noch nicht sicher, ob ihre 
Inhalte moralisch und politisch genauso beurteilt werden wie in der Übersetzung. Eine Studie von 
Albert Costa hat gezeigt, dass Menschen in einer Fremdsprache eher dazu neigen utilitaristische 
Entscheidungen fällen (Costa et al. 2014). Demnach entschließen sich beim so genannten Fetter-
Mann-Problem in  einer  Fremdsprache  signifikant  mehr  Menschen  zu  einem Mord  als  in  ihrer 
Muttersprache. Das Fetter-Mann-Problem ist ein moralisches Dilemma, das von Thomson (1976) in 
Form eines Gedankenexperiments eingeführt wurde. Dabei wird um eine Entscheidung in folgender 
Situation gebeten: Ein Zug rast auf eine Gruppe Personen im Gleis zu und würde sie vermutlich 
töten. Vor dieser Gruppe ist eine Brücke, auf der ein so fetter Mann sitzt, dass er den Zug bremsen 
würde, wenn man ihn von der Brücke stieße. Die Kollision würde er aber nicht überleben. Die 
ProbandInnen sollen sich entscheiden, ob sie den Zug durchfahren lassen oder den Mann von der 
Brücke  stoßen.  Das  Experiment  wurde  Versuchspersonen  in  deren  Muttersprache  und  in  einer 
Fremdsprache präsentiert. Die AutorInnen stellen fest: „While only 18% of the participants decided 
to push the man to his death when using their native tongue, fully 44% of them chose to push him 
when  using  a  foreign  language“  (Costa  et  al.  2014:  3).  Es  ist  allerdings  ein  Desiderat,  einen 
Zusammenhang zwischen der Arbeit mit politischen Texten in einer Lingua franca, in diesem Fall 
Englisch, und politischer Entscheidung herzustellen. Doch kann festgestellt werden, dass sich die 
Abgeordneten  gleich  mehreren  Nachteilen  aussetzen:  dem  fehlenden  Verständnis  der 
Textgrundlagen und einem utilitaristischeren,  distanzierteren  Zugang  zu  den  Inhalten,  die  noch 
verstanden werden.

59,7% aller Befragten lesen nicht übersetzte EU-Vorlagen selten oder nie
29,9% davon geben an, dass ihnen „immer“ oder „oft“ wichtige Inhalte entgehen
29,6%  von  diesen  geben  an,  ihrer  Aufgabe  in  vollem  Umfang  nachkommen  zu 
können, obwohl ihnen wichtige Inhalte entgehen

Tabelle 4: Ausschnitt aus den Ergebnissen einer Umfrage unter Bundestagsabgeordneten 
zum Umgang mit englischsprachigen EU-Vorlagen (Kruse 2012)

Die sprachliche Entwicklung der EU hin zu größtenteils einsprachigen Institutionen zeigt, dass eine 
weitere  Auseinandersetzung  mit  den  möglichen  Folgen  des  Lingua-franca-Gebrauchs  für  den 
Einzelnen und die Gesellschaft notwendig ist. Die Zahl der Dokumente, die in der EU-Kommission 
auf Englisch verfasst werden, ist  im Zeitraum von 2000 bis 2009 von 53% auf 74% gestiegen, 
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derweil die Zahl der Dokumente auf Französisch von 31% auf 8% und die Zahl der Dokumente auf 
Deutsch von 4% auf 3% gesunken sind. Neuere Zahlen liegen noch nicht vor, aber es ist davon 
auszugehen, dass sich diese Verhältnisse noch weiter verstärkt haben. Englisch ist in der EU zur 
wichtigsten (asymmetrischen) Lingua franca geworden. Dies hat Auswirkungen auf die Parlamente, 
den  Journalismus,  die  Wissenschaft  und  die  allgemeine  kulturelle  Entwicklung  in  den 
Mitgliedstaaten.  Es  scheint  sich  dabei  um  einen  Mythos  zu  handeln,  dass  diese  Entwicklung 
Zusammenhalt und Gerechtigkeit in Europa stärkt, auch wenn, wie eingangs erwähnt, dies von sehr 
unterschiedlichen Positionen behauptet wird. 

Zum einen reichen die Sprachenkenntnisse der EU-Bürger nicht aus, um nur über die englische 
Sprache Teilhabe an der Politik der EU und einer internationalen Bürgergesellschaft gewährleisten 
zu  können.  Etwa  die  Hälfte  aller  EU-Bürger  gibt  an,  keine  Fremdsprache  zu  beherrschen 
(Europäische Kommission 2012).  Im Gegensatz etwa zum technischen oder politischen Wandel 
vollzieht sich die Entwicklung des Fremdsprachengebrauchs sehr langsam. Zweitens verzeichnen 
alle  Sprachen Europas  heute  bereits  einen  Ausbaurückstand gegenüber  dem Englischen.  Dieser 
bezieht sich möglicherweise auf das Lexikon und d die Phraseologie (Fiedler 2014). Er betrifft aber 
auch  die  Kommunikation  innerhalb  einer  Gemeinschaft,  etwa  zwischen  Wissenschaft  und 
Zivilgesellschaft. Wie oben erwähnt, leidet durch den Gebrauch einer Sprache, die nicht gut genug 
beherrscht wird, auch die Demokratie in einer Gesellschaft und im Ganzen ist die Sprachenvielfalt 
in der internationalen Kommunikation bedroht. Doch gerade diese Vielfalt scheint eine wichtige 
Ressource für die internationale Verständigung zu sein. Einige Studienergebnisse legen den Schluss 
nahe,  dass  so  genannte  mehrsprachige  Strategien  die  interlinguale  Kommunikation  effektiver 
ermöglichen als die Nutzung einer einzigen Sprache, einer Lingua franca (Lüdi 2002, Kimura 2013, 
Gazzola 2013). Dabei werden in der Kommunikation neben der eigenen Muttersprache alle anderen 
Mediationsformen  genutzt.  Das  Gelingen  einer  solchen  Kommunikation,  die  die  Vielfalt  der 
europäischen Gesellschaft betont und ihr Ausdruck verleiht, ist möglicherweise eher eine Vision für 
eine internationale Bürgergesellschaft, als die einsprachige Lösung. Eine Voraussetzung dafür ist 
aber,  dass  die  sprachlichen  Ressourcen  der  Gesellschaften  genutzt  werden  und  ein 
Interessenausgleich  im  Sinne  van  Parijs’ (van  Parijs  2014)  für  die  ermöglicht  wird,  die  die 
verwendeten Sprachen nicht sprechen können.

Um  diesen  Komplex  weiterhin  und  wirksam  gestalten  zu  können,  bedarf  es  weiterer 
interdisziplinärer  Forschungsarbeit.  Dabei  sollte  ein  Schwerpunkt  auf  die  Eigenständigkeit  des 
Fachs Sprachenpolitik gelegt werden. Diese Arbeit sollte neben dem Erkenntnisgewinn auch die 
Stärkung  des  sprachenpolitischen  Bewusstseins  in  der  Gesellschaft  und  ihrer  Organisationen 
fördern, denn es ist anzunehmen, dass die Bedeutung der Sprachenfrage heute stark unterschätzt 
wird, insbesondere vor dem Hintergrund der nationalsprachlichen Geschichte Europas (Coulmas 
1991, Ammon 1995, Schreiner 2006, Kruse 2014). 

Sprachenpolitik  ist  bisher,  zumindest  in Deutschland nicht  als  eigenständiges wissenschaftliches 
Fach erkennbar. Sprachenpolitische Arbeit an Universitäten erfolgt meist von einzelnen Personen in 
verschiedenen Philologien, der Sozial-, Politik- und Wirtschaftswissenschaft. In jüngster Zeit haben 
drittmittelfinanzierte  Forschungsprojekte  einen  wichtigen  Beitrag  geleistet.  Besonderes  erwähnt 
werden muss dabei das Projekt DYLAN (www.dylan-project.org), das von 2006 bis 2011 lief und 
das Projekt MIME, das 2014 beginnt und ebenfalls einen Zeitraum von 5 Jahren umfassen wird. 
Darüber hinaus  gibt  es einzelne Akteure und kleinere Programme,  die  sich eingehend mit  dem 
Themenbereich  beschäftigen,  so  etwa  Michele  Gazzolas  Projekt  LAPO  (Humboldt-Universität 
Berlin), um eines herauszugreifen. 

http://www.dylan-project.org/
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Es  müsste  die  Aufgabe  eines  eigenständigen  Forschungsbereichs  sein,  die  Bedeutung  von 
Sprachenpolitik  für Politik,  Wissenschaft,  Wirtschaft  und Zivilgesellschaft  zu verdeutlichen und 
stärker  in  den  Mittelpunkt  zu  rücken.  Wichtige  Bereiche  sind  dabei,  wie  oben  dargestellt,  die 
Mitwirkungsrechte  nationaler  und  regionaler  Parlamente  im  europäischen  Kontext.  Die 
internationale Kommunikation öffentlicher Einrichtungen spielt dabei ebenso eine Rolle wie die 
Umsetzung  der  Sprachenvielfalt  in  der  städtepartnerschaftlichen  Kommunikation  und  die 
Kommunikation  mit  Einwanderern.  Die  Sprachenvielfalt  in  so  genannten  Euregios  ist  ein 
aufschlussreiches  Feld  nicht  nur  für  die  Sprachwissenschaft,  sondern  auch  für  die 
Politikwissenschaft  und  die  Konzepte  für  einen  kritischen  Regionalismus  (Butler/Spivak  2007, 
Stefanova 2014, Kruse 2014). Dabei sind als zentrale Themen zu nennen: Sprachengerechtigkeit als 
Faktor gesellschaftlicher  Teilhabe,  Sprachenpolitik  als  Bestandteil  der sprachlichen Bildung und 
Vermittlung von Sprachenkompetenzen sowie neue Perspektiven europäischer Mehrsprachigkeit. 
Ein weiterer wichtiger Teil  ist  die Erarbeitung von Bedingungen, die eine stabile Diglossie aus 
nationalen  und  regionalen  Sprachen  sowie  dem Englischen  in  der  Funktion  als  Lingua  franca 
ermöglichen.

Das  bereits  erwähnte  Forschungsprojekt  MIME  wird  sich  auch  diesen  Fragen  widmen.  Eine 
interdisziplinäre und einrichtungsübergreifende Zusammenarbeit, etwa mit dem Europäischen Haus 
in Pappenheim (EHP), ist dabei wünschenswert und anzustreben. Damit kann gewährleistet werden, 
dass die Bedeutung der Sprachenvielfalt für die Zukunft Europas anerkannt bleibt und wir, wie auf 
der Internetseite des EHP steht, „in Sprachen, Kulturen und Politik europäischer werden“.

Jan Kruse
Universität Leipzig
Beethovenstr. 15
04107 Leipzig
jan.kruse@uni-leipzig.de
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